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Antrag 

der Abgeordneten Isabell Zacharias, Martina Fehlner, Georg Ro-
senthal, Helga Schmitt-Bussinger, Susann Biedefeld SPD 

Bekämpfung der Diskriminierung an Hochschulen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag ein Konzept zu 
präsentieren, das aufzeigt, wie die Diskriminierung von Studenten an 
Universitäten und Hochschulen u.a. auf Grund des Geschlechts oder 
der Herkunft bei nicht-anonymisierten Prüfungen bekämpft werden 
kann. 

 

 

Begründung: 

Viele Studien haben bereits nachgewiesen, dass Bewerber mit Migra-
tionshintergrund im Vergleich zu Bewerbern ohne Migrationshinter-
grund auf dem Ausbildungsmarkt einen sichtbaren Nachteil haben, 
einen Ausbildungsplatz zu erhalten. 

An den Schulen und Universitäten findet nicht nur eine Diskriminie-
rung auf Grund der Herkunft, sondern auch des Gesundheitszustands 
oder der sexuellen Orientierung statt, wie der Zweite Gemeinsame 
Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem 
Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung 
und des Bundestags aufzeigt. 

Eine Studie von Dr. Emanuel Towfigh, Prof. Dr. Christian Traxler und 
Prof. Dr. Andreas Glöckner zeigt nun auf, dass vermutlich eine Dis-
kriminierung von Studenten mit Migrationshintergrund bei der Noten-
vergabe vorherrscht. Zu diesem Ergebnis sind sie gekommen, indem 
sie die schriftlichen und mündlichen Examensnoten beim ersten juris-
tischen Staatsexamen mit und ohne Migrationshintergrund verglichen 
haben. Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass Kandidaten mit Na-
men, die auf Herkunft aus dem Gebiet der ehemaligen UdSSR schlie-
ßen lassen, trotz deutlich besserer Abiturnoten in den schriftlichen 
Klausurleistungen schlechter abgeschnitten haben. Gravierende Un-
terschiede gibt es zudem bei Kandidaten, deren Name eine Herkunft 
aus dem Nahen Osten erschließen lässt. Bei diesen gibt es einen 
massiven Unterschied bei der mündlichen Prüfung. Da schriftlicher 
und mündlicher Prüfungsteil demselben Zweck dienen sollen, ist die-
ser Befund laut den Autoren schwer zu erklären und legt folglich Dis-
kriminierung nahe. 

Außerdem wird in dieser Studie nachgewiesen, dass ein großer Un-
terschied hinsichtlich des Geschlechts stattfindet. So schneiden Stu-
dentinnen in mündlichen Prüfungen noch schlechter ab als in schriftli-
chen Prüfungen. Es ist nicht nachvollziehbar, warum Studentinnen, 
die das Studium mit einem besseren Abiturzeugnis als die männlichen 
Kommilitonen begonnen haben, schlussendlich einen deutlich 
schlechteren Abschluss erzielen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Martina Fehlner, 
Georg Rosenthal u.a. SPD 
Drs. 17/5972 

Bekämpfung der Diskriminierung an Hochschulen 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Die Verbünde Universität Bayern e.V. und Hochschule Bayern  
e.V. werden gebeten ihre Erfahrungen hinsichtlich der Diskriminie-
rung von Studierenden an bayerischen Universitäten und Hoch-
schulen u.a. aufgrund des Geschlechts oder der Herkunft darzu-
stellen und der Staatsregierung Lösungsansätze zu skizzieren.  

Über diesen Prozess möge die Staatsregierung gemeinsam mit 
den Hochschulverbünden bis spätestens zum Ende der jetzigen 
Legislaturperiode dem Bayerischen Landtag berichten.“ 

Berichterstatterin: Isabell Zacharias 
Mitberichterstatterin: Michaela Kaniber 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 60. Sit-
zung am 8. Februar 2017 beraten und e i n s t im m ig  in der in 
I. enthaltenen Fassung Zustimmung empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Isabell Zacharias, Martina Fehlner, Georg 
Rosenthal, Helga Schmitt-Bussinger, Susann Biedefeld SPD 

Drs. 17/5972, 17/15417 

Bekämpfung der Diskriminierung an Hochschulen 

Die Verbünde Universität Bayern e.V. und Hochschule Bayern e.V. 
werden gebeten, ihre Erfahrungen hinsichtlich der Diskriminierung von 
Studierenden an bayerischen Universitäten und Hochschulen unter 
anderem aufgrund des Geschlechts oder der Herkunft darzustellen 
und der Staatsregierung Lösungsansätze zu skizzieren.  

Über diesen Prozess möge die Staatsregierung gemeinsam mit den 
Hochschulverbünden bis spätestens zum Ende der jetzigen Legisla-
turperiode dem Landtag berichten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 2)

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Nummer 3 der Anlage. Dies ist der Antrag 

der Abgeordneten Bause, Hartmann, Kamm und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN) betreffend "Staatliche Finanzierung der Jugendhilfekosten für unbe

gleitete junge Flüchtlinge auch nach Erreichen der Volljährigkeit sicherstellen" auf 

Drucksache 17/10665. Dieser Antrag soll auf Antrag der Fraktion gesondert beraten 

werden. Der Aufruf erfolgt dann am späten Abend.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Abgeordneten. Gibt es Gegen

stimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über

nimmt der Landtag diese Voten.

Jetzt gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Gesetzentwurf der 

SPDFraktion zur Änderung der Verfassung des Freistaats Bayern und des Gesetzes 

über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof betreffend die Wahl der berufsrichterli

chen Mitglieder und des Präsidenten und seiner Vertreter mit Zweidrittelmehrheit auf 

Drucksache 17/14537 bekannt. Mit Ja haben 60 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 78. 

Es gab keine Stimmenthaltungen. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)
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